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Dnidcsadie VI/1858 


Der Parlamentarisdie Staatssekretsh 

beim Bundsminister des Auswärtigen Bonn, den 15. Februar 1971 

L 1 - 86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Hilfen der Bundesrepublik Deutschland für das Hilfs- 
werk der Vereinten Nationen für die Palästinaflücht- 
linge im Nahen Osten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Marx 
(Kaiserslautem), Gewandt, Geisenhofer, Reddemanh, 
Werner, Dr. Martin, Pfeifer und Genossen 
— Drucksache VI/1725 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Weldie finanziellen und sonstigefa Hilfen hat die Bundesregie- 
rung der UNRWA in den vergangenen Jahren zur Verfügung 
gesteiit? Welchen Prozentsatz des Haushaltes der ÜNRWA ha- 
ben die finanziellen Hilfen jeweils ausgemacht? 


Der jährliche Beitrag dor Bündfesregierung zum Budget der 
UNRWA betrug in den Jaltren 1965 tjis 1970 
jeweils 2 Nfillionen DM. Dazu, kamen 

1967 i Million DM und 

1968 2 Millionen DM 

als Sonderbeitrag zum Berufsschulprogramm der UNRWA. Nach 
den .hier vorliegenden Unterlagen belief sich d«: prozentuale 
Anteil unseres Beitrags am UNRWA-Haushalt wie folgt: 

1966—1,440/0 

1966 — l,420/o 

1967 — 2,170/0 (einschl. Sonderbeitrag Berufsschulprogramm) 

1968 — 2,990/0 (einschl. Sonderbeitrag Berufsschulprogramm) 
iÖ69— l,18‘'/o 

Eianeben wurden aus gern von der Bündesregierung zur tüide^ 
mng der Not der Palästihaflüchtlinge errichteten Sonderfonds 
(50 Miilioneii ÖM-Fohds) ^it 1968 bis Ende 1970 über die 
UNI^wA für Projekte der P^ästinä-Flüchtlinge annähernd 
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25 Millionen DM zur Verfügung gestellt, hiervon insgesamt 
rd. 1 1 Millionen DM für Projekte auf dem Gebiet des allgemein- 
bildenden und gewerblidien Ausbildungswesens. Die restliciie 
Summe wurde für die Winterfestmachung voii Flüchtlingslagern 
und die Durchführung von Vorhaben auf dem Gebiete des Ge- 
sundheitswesens ausgegeben. 


2. Weldie Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Hilfen für , . 
die UNRWA zu erhöhen? 


Zur Zeit sieht die Bundesregierung keine Möglidikeiten für die 
Erhöhung ihrer Hilfen für die UNRWA. Bis 1973 fließen noch 
die sehr beaditlidien Mittel aus dem Sonderfonds von 50 Millio- 
nen DM, die für Projekte zugunsten der Palästinaflüchtlinge 
verwendet werden. Aus diesem Fonds werden etwa 10 Million- 
nen DM jährlich für Projekte auf dem Gebiet des Erziehungs- 
und Gesundheitswesens zur Verfügung gestellt. 


3. Vv^elche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, der UNRWA 
Nahrungsmittel und Medikamente zukommen zu lassen? 


Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, Nahrungsmittelhilfe der 
Bundesrepublik Deutschland für die UNRWA zu leisten. Ob dies 
im laufenden Emtejahr 1970/71 möglich ist, wird. zur Zeit ge- 
prüft. Dabei ist in der Prüfung auch die Möglichkeit einer Betei- 
ligung an der auf die EG entfallenden Nahningsmittelhilfen- 
quote zu berücksichtigen. 

Die Prüfungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Bei einem Wunsch der UNRWA an die Bundesregierung wegen 
Medikamentenhilfe können die Möglichkeiten auch hierfür ge- 
prüft werden. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, insbesondere 
das Berufsausbildungsprogramm der UNRWA, das für die be- 
rufliche Zukunft der Flüchtlings Jugend von entscheidender Be- 
deutung ist, stärker als bisher zu untefstüzen? 


Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren neben dem 
üblichen Beitrag zum Haushalt der UNRWA wiederholt zweck- 
gebundene Beiträge für das UNRWA-Berufschulprogramm be- 
reitgestellt. Von der Zahlung solcher zweckgebundener Beiträge 
wurde nach Errichtung des 50 Millionen DM-Fonds abgesehen, 
weil die Zweckbestimmung dieses Fonds gerade die Förderung 
von Hilfsmaßnahmen auf dem Gebiete des Erziehungs- und Ge- 
sundheitswesens vorsieht. 
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Sollten von der UNRWA geeignete Projekt-Vorsdiläge unter- 
breitet werden, ist die Bundesregierung gern bereit, einen grös- 
seren Anteil des Sonderfonds als bisher für das Erziehungswe- 
sen einsdiließlidi des Berufsausbildungsprogranuns für die 
Palästinaflüditlinge zur Verfügung zu stellen. Erst nach. Aus- 
schöpfung des Sonderfonds im Jahre 1973 kann sie prüfen, ob 
erneut ein zweckgebundener Beitrag für das UNRWA-Berufs- 
schulprogramm vorgesehen werden kann. 


5. Sieht die Bundesregierung eine Möglidikeit, die deutsche Öf- 
fentlichkeit darauf aufmerksam zu machen, daß dem Berufsaus- 
' bildungsprogramm der UNRWA Stipendien von je 2000 DM zur 

Verfügung gestellt werden können, durch die jeweils eine ein- 
jährige Berufsausbildung eines palästinensischen Jungen oder 
Mädchen finanziert werden kann? Wird die Gewährung derarti- 
ger Stipendien als gemeinnützig betrachtet? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die für die Öffentlich- 
keitsarbeit zuständigen Stellen der UNRWA schon seit mehre- 
ren Jahren auf diese Möglichkeit auch in Deutschland aufmerk- 
sam machen. Hierfür steht der UNRWA in erster Linie das von 
ihr auch in deutscher Sprache herausgegebene Mitteilungsblatt 
„Palästina-Flüchlinge heute" zur Verfügung. Darüber hinaus 
haben Vertreter der UNRWA auch in Begegnungen mit der 
deutschen Presse auf das erwähnte Berufsausbildungsprogramm 
hingewiesen. Die Bundesregierung begrüßt jede Aktivität, die 
geeignet ist, die mit dem genannten Berufsausbildungspro- 
- gramm gegebenen Möglichkeiten für palästinensische Mädchen 
und Jungen in der deutschen Öffentlichkeit bekanntzumachen. 

Die Gewährung derartiger Stipendien wird als gemeinnützig 
betrachtet. Als Voraussetzung für die Ausstellung der Gemein- 
nützigkeitsbescheinigungen an die Spender ist nach deutschem 
Steuerrecht allerdings die Einschaltung einer zuverlässigen 
deutschen Stelle für die Zahlung vorgeschrieben. Dafür käme 
eine Bundesbehörde, wie das Auswärtige Amt, oder auch eine 
andere zuverlässige Stelle, zum Beispiel die Deutsche Gesell- 
schaft für die Vereinten Nationen, Bonn, in Betracht. 


Moersch 
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